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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

der aktuelle Weg der Energiewende in Deutschland ist geprägt von zahlreichen, sich teilweise wi-

dersprechenden Zielen, staatlicher Detailsteuerung, unzureichender europäischer und internationa-

ler Einbettung sowie fehlender internationaler Abstimmung. Hohe Kosten und Wettbewerbsnachteile 

für die Wirtschaft sind die Folge. Die DIHK sieht bereits seit längerem Stilllegungen und Abwande-

rungen vor allem energieintensiver Produktion und damit den Verlust hochwertiger Industriearbeits-

plätze in Deutschland. Laut der Studie „Neue Wege für die Energiewende“ summieren sich die Ge-

samtsystemkosten in den Jahren 2025 bis 2049 bei einem „Weiter so“ auf bis zu 5,4 Billionen Euro. 

Sollte die Politik den eingeschlagenen Kurs fortsetzen, führt dies zu weiter steigenden Energiekos-

ten für die Unternehmen mit weitreichenden negativen Folgen für die gesamte Unternehmensland-

schaft. 

 

Der Erfolg der deutschen Wirtschaft gründet auf fortschrittlichem Wissen, innovativer Technik, gut 

ausgebildeten Fachkräften und zeigt sich in Exportstärke und einer Vielzahl von sogenannten Hid-

den Champions. Diese Stärken sind eine Voraussetzung dafür, dass die klimaneutrale Transforma-

tion langfristig ein Erfolgsmodell für die deutsche ebenso wie die europäische Wirtschaft wird und 

den Standort stärkt. Denn: Technologie ist der Schlüssel zur Energiewende und zur Erschließung 

neuer Exportmärkte. 

 

Die IHK-Organisation unterstützt das Ziel der Klimaneutralität. Um die Unternehmen auf dem Weg 

der Transformation nicht zu überfordern und die wirtschaftlichen Chancen nutzen zu können, schlägt 

sie in ihrem aktuellen Positionspapier „Klimaschutz effizienter erreichen und international abstim-

men“ neue Wege auf der Basis der Studie „Neue Wege für die Energiewende (‚Plan B‘)“ vor. 
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POLITIK UND RECHT 
 
 

BUND 
 
 
DIHK-Positionspapier "Klimaschutz flexibler und internationaler ausrichten" 
 
Die DIHK-Vollversammlung hat am 27. November 2025 ein neues klimapolitisches Positionspapier beschlos-
sen. Sie appelliert darin an die Politik in Berlin und Brüssel, der Wirtschaft beim Erreichen globaler Klimaziele 
neue Wege zu ermöglichen. „Die IHK-Organisation unterstützt weiter das Ziel der Klimaneutralität“, heißt es 
in dem von der DIHK-Vollversammlung gefassten Beschluss. Um die Unternehmen auf dem Weg der Trans-
formation nicht zu überfordern und die wirtschaftlichen Chancen besser nutzen zu können, brauche es jedoch 
einen Kurswechsel. Konkret plädiert die DIHK deshalb dafür, Klimaziele stärker international zu koordinieren 
und jahresscharfe Vorgaben in ein flexibleres CO2-Budget umzuwandeln. Die von der DIHK veröffentlichte 
Studie „Neue Wege für die Energiewende“ zeigt, dass dies die Kosten der Energiewende erheblich senken 
würde. 
 
„Der aktuelle Weg der Energiewende in Deutschland ist geprägt von staatlicher Detailsteuerung, sich teilweise 
widersprechenden Zielen sowie fehlender internationaler Abstimmung“, erklärt DIHK-Präsident Peter Adrian. 
„Die daraus entstehenden Kosten und Wettbewerbsnachteile führen zur Schließung vor allem energieintensi-
ver Industrien, einem Substanzabbau in der Breite der Wirtschaft sowie in der Folge zum Verlust von Arbeits-
plätzen und Wohlstand. Dabei ist eine starke Wirtschaft notwendig, um die Energiewende mit ihren hohen 
Investitionserfordernissen zu stemmen und zum Erfolg zu führen. Viele Unternehmen engagieren sich mit 
eigenen ehrgeizigen Zielen sehr ambitioniert und freiwillig für mehr Klimaschutz. Darauf sind wir sehr stolz.“ 
 
Den Wortlaut des Beschlusses finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Hohe Energiewende-Kosten gefährden auch nicht-energieintensive Branchen 
 
Die hohe Kostenbelastung durch die aktuelle Energiewendepolitik in Deutschland führt nicht nur zur Abwan-
derung energieintensiver Industriebetriebe, sondern gefährdet Unternehmen über alle Branchen hinweg. Das 
geht aus einer aktuellen Analyse hervor, die die Deutsche Industrie- und Handelskammer (DIHK) jetzt vorge-
stellt hat. 
 
Die Untersuchung ergänzt die Studie „Neue Wege für die Energiewende“ vom September, die das For-
schungsinstitut Frontier Economics im Auftrag der DIHK erarbeitet hat. Sie beleuchtet, wie einzelne Branchen 
durch die aktuelle Ausgestaltung der Energiewende betroffen sind. Konkret geht sie der Frage nach, über 
welche Wege Unternehmen höhere Kosten zu tragen haben, in welchen Bereichen Abwanderung droht und 
wie sich die Risiken senken lassen. 
 
Unternehmen sind direkt und indirekt belastet 

Ein zentrales Ergebnis: Die Energiewende belastet die Unternehmen gleich doppelt: direkt über höhere Ener-
giekosten und zusätzliche Ausgaben für Maschinen und Anlagen. Indirekte Kosten entstehen darüber hinaus 
für Vorprodukte, Logistikleistungen, Personal sowie Bürokratie und Verwaltung. 
 
Besonders hoch sind diese versteckten Belastungen in der Chemie- und Grundstoffindustrie, in der Bau- und 
Immobilienwirtschaft, im Handel und im Gastgewerbe. Aber auch Logistikunternehmen, Dienstleister und Ma-
schinenbauer sind stark betroffen. Zusammengenommen bedroht dies den Fortbestand von Unternehmen in 
Deutschland. 
 

https://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/wirtschaftspolitik/energie/aktuelle-energiewende-politik-kostet-bis-zu-5-4-billionen-euro-136208
https://www.dihk.de/de/aktuelles-und-presse/aktuelle-informationen/klimaschutz-flexibler-und-internationaler-ausrichten--139710
https://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/wirtschaftspolitik/energie/aktuelle-energiewende-politik-kostet-bis-zu-5-4-billionen-euro-136208
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Ein Treiber sind unter anderem stark steigende Netzentgelte. Um erneuerbaren Strom zu transportieren, muss 
das Stromnetz massiv ausgebaut werden. Die Studie veranschlagt den Zuwachs der Stromnetzentgelte daher 
bis 2045 auf rund 63 Prozent im Bereich Gewerbe und Handel und auf knapp 50 Prozent für die privaten 
Haushalte. Industriebetriebe müssen mit Kostensteigerungen von 70 Prozent und mehr rechnen, bei industri-
ellen Großverbrauchern sind es sogar fast 130 Prozent. 
 
Währenddessen sorgt die zunehmende Elektrifizierung dafür, dass der Gasverbrauch deutlich zurückgeht. 
Damit verteilen sich die Kosten der Gasnetzinfrastruktur auf immer weniger Schultern. In der Folge erhöhen 
sich für diese Kunden die Gasnetzentgelte spürbar: Im Gewerbesektor steigen sie laut Frontier-Analyse von 
1,6 Cent pro Kilowattstunde im Jahr 2024 auf 4,3 Cent pro Kilowattstunde im Jahr 2040. In der Industrie ver-
dreifachen sie sich im selben Zeitraum nahezu, von 0,6 auf 1,7 Cent pro Kilowattstunde. 
 
Gefahr von Wertschöpfungsverlusten steigt 

"Die Energiewende verteuert nicht nur Energie, sondern führt zu Kostensteigerungen in der gesamten Wirt-
schaft", erklärt Achim Dercks, stellvertretender DIHK-Hauptgeschäftsführer. Damit wachse der Druck auch in 
wenig energieintensiven Bereichen. 
 
"Nahezu alle Unternehmen sind auf bezahlbare Energiepreise, aber auch auf günstige Vorprodukte, Trans-
portmöglichkeiten und stabile Löhne angewiesen, um ihre Produkte und Dienstleistungen wettbewerbsfähig 
zu halten", so Dercks. "Bei einer Fortführung des aktuellen Kurses der Energiewende steigt die Gefahr eines 
weiter zunehmenden Abbaus von Wertschöpfung am Standort Deutschland." 
 
Auch weniger energieintensive Sektoren betroffen 

Die Studie zeigt, dass vor allem die Branchen in ihrer Existenz gefährdet sind, in denen eine hohe Betroffenheit 
von direkten und indirekten Energiekosten auf einen starken internationalen Wettbewerb treffen. Das gilt vor 
allem für die energieintensive Grundstoff- und Chemieindustrie, aber auch für andere, weniger energieinten-
sive Sektoren wie die Lebensmittel- und Getränkeindustrie, die Konsumgüterindustrie und die mittelständisch 
geprägten Branchen Maschinenbau und Elektrotechnik. 
 
In weiteren Branchen wie dem Baugewerbe, der Gastwirtschaft oder dem Handel besteht zwar keine Abwan-
derungsgefahr. Jedoch wirken sich Kostensteigerungen in diesen Bereichen über steigende Preise unmittelbar 
auf die Kaufkraft und damit die inländische Nachfrage aus. Auch das bedroht die Existenz von Unternehmen. 
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Wettbewerbsfähigkeit der gesamten Wirtschaft bedroht 

"Der aktuelle Kurs der Energiewende beeinträchtigt nicht nur die Wettbewerbsfähigkeit der energieintensiven 
Industrie, sondern die der gesamten deutschen Wirtschaft", sagt Dercks. "Um den Wirtschaftsstandort 
Deutschland zu schützen, brauchen wir eine Neuausrichtung der Energiepolitik. Sie muss einfacher, flexibler 
und marktwirtschaftlicher werden." Die Hauptstudie "Neue Wege für die Energiewende" schlägt hierzu einen 
umfassenden, sektorübergreifenden Emissionshandel als zentrales Instrument vor. Mit dem in der Studie skiz-
zierten Modell könnten die Kosten der Energiewende insgesamt um fast eine Billionen Euro bis 2050 sinken. 
 
Um den Wirtschaftsstandort Deutschland attraktiv zu halten, müsse gleichzeitig auch an anderen Stellschau-
ben gedreht werden, erklärt Dercks: "Deutschland wird auch künftig kein Niedrigenergiekostenland sein, da 
die Kosten in den nächsten Jahren weiter steigen. Umso wichtiger ist es, Unternehmen an anderer Stelle zu 
entlasten – durch schnellere Planungs- und Genehmigungsverfahren, eine verlässliche und praxisnahe Re-
gulierung, den schnelleren Ausbau moderner Infrastrukturen sowie die Förderung von Innovation und die Si-
cherung von Fachkräften." 
 
Die gesamte Ergänzungsstudie zur Gefährdung von Unternehmen finden Sie hier auf der Website von Frontier 
Economics. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
CBAM-Anmeldung prüfen: viele Unternehmen noch ohne Zulassung 
 
Die DEHSt weist darauf hin: Noch fehlen zahlreiche Anträge auf Zulassung als CBAM-Anmelder. Ab 01. Ja-
nuar 2026 dürfen CBAM-Waren nur von zugelassenen Anmeldern eingeführt werden – Unternehmen sollten 
daher ihre Anträge stellen, um Risiken bei der Einfuhr zur vermeiden. 

https://frontier-economics.uksouth01.umbraco.io/media/tgjkxpmq/frontier-dihk-plan-b-ergaenzungsstudie-unternehmen-2025-10-27.pdf
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Wer ist betroffen? 

• Einführer von CBAM-Waren (z.B. Zement, Eisen und Stahl, Aluminium). 

• Indirekte Zollvertreter. 
 
Besonders zu beachten: 

• Ab 2026 gilt eine Mengenschwelle von 50 Tonnen CBAM-Waren pro Jahr. Wer diese überschreitet, 
benötigt zwingend eine Zulassung. 

• Einführer von Wasserstoff und Strom sowie indirekte Zollvertreter benötigen immer den Status als 
zugelassener CBAM-Anmelder – unabhängig von der Menge. 

 
Übergangsregelung bis 31.03.2026 

Übergangsweise können Einführer und indirekte Zollvertreter CBAM-Waren noch ohne Zulassungsstatus ein-
führen, wenn sie spätestens bis zum 31.03.2026 einen Antrag auf Zulassung im CBAM-Register gestellt ha-
ben. 
 
Wichtig: Der Antrag sollte vor der ersten Einfuhr gestellt werden, um Sanktionen oder eine Abweisung der 
Wareneinfuhr zu vermeiden. 
 
Was sollten Unternehmen jetzt tun? 

• Prüfen, ob sie ab 2026 CBAM-pflichtige Waren einführen. 

• Falls ja: so früh wie möglich 2025 den Antrag auf Zulassung als CBAM-Anmelder über das CBAM-
Register stellen. 

• Rücksprache mit Zollverantwortlichen und ggf. der zuständigen IHK halten. 
 
Quelle: DEHSt 
 
 
Neuer DEHSt-Leitfaden zum nEHS 
 
Die DEHSt hat einen überarbeiteten Leitfaden zum Anwendungsbereich sowie zur Überwachung und Bericht-
erstattung von CO₂-Emissionen im deutschen nationalen Emissionshandelssystem (nEHS) für die Jahre 2023 
bis 2030 herausgegeben. 
Unter anderem wurden folgende Punkte für die Jahre 2023 bis 2030 angepasst: 

• Aktualisierung bezüglich der Anerkennung von Zertifizierungssystemen und Präzisierung der Aussage 
zur aktuellen Umsetzbarkeit der Nachweisführung 

• Ergänzung eines Kapitels zu Änderungen des Überwachungsplans 

• Ergänzung eines Kapitels und eines Anhangs mit Beispiel zu im Kreis geführten Brennstoffen bezie-
hungsweise Restbrennstoffen 

• Ergänzungen um besondere Hinweise zur Verifizierung in Zusammenhang mit EU-ETS 2 und nEHS 

• Ergänzung einer weiteren Vollzugserleichterung für die Berechnung der Treibhausgasminderung bei 
Abfallbrennstoffen mit Abfallschlüsselnummer 

• Ergänzungen des Anhangs 6 um die Festwerte für holzige Siebüberläufe aus der Bio- und Grünabfall-
behandlung 

 
Der neue Leitfaden ist ein zentraler Baustein für die Umsetzung des nationalen Emissionshandels in Deutsch-
land für das Jahrzehnt 2023-2030. Er bietet Klarheit über den Anwendungsbereich und die Methodik – und 
hilft, Pflichtverletzungen sowie finanzielle Risiken zu vermeiden. 
 
Quelle: DEHSt 
 
 

https://www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/nehs/nehs-leitfaden-monitoring-2023-2030.html
https://www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/nehs/nehs-leitfaden-monitoring-2023-2030.html
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Umweltministerium präsentiert Aktionsprogramm Kreislaufwirtschaft 
 
Das Bundesumweltministerium hat im Rahmen eines Dialogforums den Entwurf seines neuen Aktionspro-
gramms Kreislaufwirtschaft präsentiert. Ziel ist es, die Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie (NKWS) mit kon-
kreten Maßnahmen bis Ende 2027 voranzutreiben. 
 
Die Schwerpunkte: 

• Mehr Investitionsförderung für Kreislaufwirtschaftsprojekte. 

• Digitalisierungsinitiative zur besseren Nachverfolgbarkeit von Stoffströmen. 

• Abbau bürokratischer Hürden für Unternehmen. 

• Zirkuläre öffentliche Beschaffung, um Recyclingprodukte stärker nachzufragen. 
 
Das im Juni angekündigte Eckpunktepapier dient nun als Grundlage für die Abstimmung mit den anderen 
Bundesressorts. 
 
Stimmen aus der Branche 

Die Recyclingwirtschaft begrüßt den Entwurf grundsätzlich, fordert aber mehr Tempo und Verbindlichkeit. 
 
Der bvse sieht besonders im Kunststoffrecycling dringenden Handlungsbedarf. Der Verband fordert: 

• Eine Änderung von §21 des Verpackungsgesetzes zur Förderung des Rezyklateinsatzes. 

• Effektive Maßnahmen gegen falsch deklarierte Rezyklatimporte. 
 
Das neue Aktionsprogramm zeigt: Die Kreislaufwirtschaft steht ganz oben auf der politischen Agenda. Jetzt 
kommt es darauf an, rasch vom Konzept zur Umsetzung zu gelangen – damit Deutschlands Recyclingbranche 
zukunftsfähig bleibt. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Inkrafttreten des neuen Kohlendioxidspeicherung-und-Transport-Gesetzes (KSpTG) 
 
Der Bundesrat hat am 21. November 2025, das Kohlendioxidspeicherung-und-Transport-Gesetz (KSpTG) ab-
schließend beraten. Damit ist der Weg frei für das Inkrafttreten dieses zentralen Gesetzes, das die rechtlichen 
Grundlagen für Carbon Capture, Utilization and Storage (CCU/S) in Deutschland schafft. 
 
Vom Evaluierungsbericht zum bisherigen KSpG am 27. April 2023 bis zur Entscheidung sind 939 Tage ver-
gangen - ein langer, aber wichtiger Prozess für ein tragfähiges Instrument für den Klimaschutz und die Wett-
bewerbsfähigkeit unseres Industriestandorts. 
 
Neben dem KSpTG standen auch der Gesetzentwurf zur Umsetzung der Änderungen des London-Protokolls 
sowie das Hohe-See-Einbringungsgesetz (HSEG) auf der Agenda. Damit nimmt der Rechtsrahmen für CCU/S 
weiter Gestalt an. 
 
Mit dem Inkrafttreten des KSpTG ist ein entscheidender Meilenstein erreicht. Jetzt gilt es, die nächsten Schritte 
anzugehen: Infrastrukturplanung, Förder- und Rechtsrahmen sowie Marktdesign müssen konkretisiert werden, 
um Unternehmen echte Investitionsanreize zu bieten. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Referentenentwurf: Anpassung des deutschen Verpackungsrechts 
 
Der vorliegende Referentenentwurf zum neuen Verpackungsrecht-Durchführungsgesetz (VerpackDG) ist ein 
Referentenentwurf des Bundesumweltministeriums (BMUV) und bildet die Grundlage dafür, wie Deutschland 
die EU-Verpackungsverordnung 2025/40 in nationales Recht überführen möchte. Die europäischen Vorgaben 
gelten seit Februar 2025 und werden ab 12. August 2026 in weiten Teilen verbindlich. Mit dem Entwurf schlägt 
die Bundesregierung vor, die EU-Regelungen – teils in Verbindung mit der überarbeiteten Abfallrahmenricht-
linie – weitgehend 1:1 zu übernehmen und damit das bestehende Verpackungsgesetz umfassend zu ersetzen. 
 

https://www.bundesumweltministerium.de/meldung/3-dialogforum-zur-nationalen-kreislaufwirtschaftsstrategie
https://www.gesetze-im-internet.de/kspg/BJNR172610012.html
https://www.bundesumweltministerium.de/gesetz/referentenentwurf-eines-gesetzes-zur-anpassung-des-verpackungsrechts-und-anderer-rechtsbereiche-an-die-verordnung-eu-2025-40
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Warum ein neues Gesetz? 

Damit die europäischen Regeln ohne Widersprüche angewendet werden können, wird das bisherige Ver-
packG vollständig durch das neue VerpackDG ersetzt. Ziel ist ein einheitlicher europäischer Binnenmarkt, 
weniger Verpackungsabfälle und mehr Transparenz in der Herstellerverantwortung. 
 
Zentrale Inhalte des Entwurfs: 

• Neuordnung des Verpackungsrechts in vier Teilen: Grundsätze, Bewirtschaftung, Konformitätsbewer-
tung und Schlussbestimmungen. 

• Herstellerpflichten bleiben bestehen: Registrierung vor dem Inverkehrbringen, Systembeteiligung, 
Branchenlösungen. 

• Angepasste Vorgaben zu Sammlung & Recycling, stärkere Ausrichtung auf hochwertige Verwertung. 

• Aktualisierte Regeln für Getränkeverpackungen und höhere Mehrwegquoten gemäß EU-Vorgaben. 

• Erweiterte Aufgaben der Zentralen Stelle, u. a. mehr Digitalisierung und automatisierte Kontrollen. 

• Fortgeltende Verbote: leichte Kunststofftragetaschen, nicht registrierte oder nicht beteiligte Verpa-
ckungen, strengere Material- und Schadstoffgrenzen. 

 
Wie geht es weiter? 

Als Referentenentwurf folgen nun die Ressortabstimmung sowie die Verbändeanhörung. Erst danach kann 
der Entwurf vom Kabinett beschlossen und ins parlamentarische Verfahren eingebracht werden. Damit das 
Gesetz wie vorgesehen am 12. August 2026 in Kraft treten kann, muss die parlamentarische Beschlussfas-
sung bis Mitte 2026 erfolgen. 
 
Bedeutung für die Wirtschaft 

Die Umsetzung verursacht keine direkten Mehrkosten für Verbraucher, jedoch spürbaren zusätzlichen Auf-
wand für Unternehmen, basierend überwiegend aufzwingenden EU-Vorgaben. Gleichzeitig gewinnt Rechtssi-
cherheit an Bedeutung, insbesondere bei nationalen Spielräumen und Auslegungsfragen. 
 
Die DIHK hat für Unternehmen ein Merkblatt zur Vorbereitung erstellt, das hier abgerufen werden kann. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Verpackungen: Mindeststandard 2025 durch ZSVR veröffentlicht 
 
Die Zentrale Stelle Verpackungsregister (ZSVR) hat im Einvernehmen mit dem Umweltbundesamt (UBA) am 
28. August 2025 die Ausgabe 2025 des Mindeststandards für recyclinggerechte Verpackungen veröffentlicht. 
Das herausfordernde Ziel ist es, dass bis 2030 nur noch Verpackungen auf den Markt kommen, die zu min-
destens 70 Prozent stofflich verwertbar sind. Unternehmen benötigen Wissen und Vorlauf, um ihre Produkti-
ons- und Beschaffungsprozesse entsprechend anzupassen. Der neue Mindeststandard wurde strukturell 
grundlegend überarbeitet. Er unterstützt Unternehmen, die Recyclingfähigkeit ihrer Verpackungen einfacher 
eigenständig zu bewerten und notwendige Umstellungen frühzeitig einzuleiten. 
 
Auf Bitten der Wirtschaft hat die ZSVR in Zusammenarbeit mit dem UBA und einem Expertenkreis den Min-
deststandard 2025 noch praxisnäher gestaltet. Der Anspruch, er soll aus Sicht derjenigen lesbar sein, die ihn 
anwenden müssen: Das betrifft viele Unternehmen, jedoch vor allem Erzeuger von Verpackungen. Die tech-
nischen Grundlagen des Standards bleiben weitgehend unverändert. Optisch und strukturell unterscheidet 
sich die neue Ausgabe jedoch deutlich von ihren Vorgängerversionen. So werden die Verpackungskategorien 
in den Vordergrund gerückt – geordnet nach dem vorherrschenden Material des Hauptverpackungsbestand-
teils. Eine Systematik, die mit der EU-Verpackungsverordnung (PPWR) implementiert wird. 
 
Bemessung nach Verpackungskategorien: Grundlagen und Vorschriften 

Die Methodik zur Ermittlung der Recyclingfähigkeit bleibt unverändert. Neu ist die Darstellung der einzelnen 
Prüfschritte sowie eine Formel zur Berechnung der Recyclingfähigkeit. Anwender*innen erfahren nun im De-
tail, wie sie die Recyclingfähigkeit ihrer Verpackungen ermitteln, indem sie diese zunächst einer Verpackungs-
kategorie zuordnen. Anschließend können sie die Recyclingfähigkeit für die wesentlichen Gestaltungspara-
meter ihrer Verpackung konkret bestimmen. Alle relevanten Informationen zur Bemessung finden sich nun 
gebündelt in Anhang  2 des Mindeststandards. Die erweiterte Darstellung erleichtert die Handhabung und 

https://www.dihk.de/resource/blob/128168/a5682083c196b98fbc86d2e49d57af05/klima-dihk-merkblatt-verpackungsverordnung-ppwr-data.pdf
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verringert Fehlinterpretationen. Begleitend zum Mindeststandard werden praxisnahe Hilfestellungen bereitge-
stellt: Eine Anwendungshilfe sowie eine erläuternde Hintergrundinformation stehen direkt zur Verfügung; eine 
technische Dokumentation und eine Attributeliste folgen zeitlich etwas später. 
 
Neue fachliche Perspektiven durch erweiterten Expertenkreis 

Für den Mindeststandard 2025 hat die ZSVR den Expertenkreis gezielt erweitert: Mittelständische Unterneh-
men, zusätzliche Systembetreiber sowie Vertreter des Forum Rezyklat bringen nun ihre Sichtweisen und Er-
fahrungen ein. Diese interdisziplinäre Zusammensetzung gewährleistet ein hohes Maß an Praxisnähe, tech-
nischer Expertise und ein breites fachliches Fundament. 
 
Frühzeitige Vorbereitung auf die Anforderungen der PPWR 

Der neue Mindeststandard 2025 markiert einen wichtigen Schritt auf dem Weg von nationalem Recht zur EU-
Verpackungsverordnung. Damit können notwendige Anpassungen im Design oder in der Produktion frühzeitig 
und rechtssicher angestoßen werden. 
 
Zum Mindeststandard und den Begleitmaterialien gelangen Sie hier. Zum DIHK-Merkblatt hier. 
 
Quelle: IHK Karlsruhe und ZSVR 
 
 
EWKFondsG: UBA führt 500-Gramm-Schwelle für Einwegkunststoffverpackungen ein 
 
Tüten und Folienverpackungen sowie Lebensmittelbehälter mit einem Inhalt von mehr als 500 Gramm fallen 
künftig nicht mehr in den Anwendungsbereich des EWKFondsG. 
 
Das gilt ebenso entsprechend für leere Lebensmittelbehälter. Damit wird die Anwendung des Gesetzes pra-
xistauglicher gestaltet. Die neue Mengenschwelle gilt ab sofort und wird durch eine Verwaltungsvorschrift fest-
gelegt. Ausführlicher wird die Einführung der Mengenschwelle im News-Beitrag „UBA führt 500-Gramm-
Schwelle für Einwegkunststoffverpackungen ein“ thematisiert. 
 
Die DIVID-Startseite wurde entsprechend angepasst. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Abwasser: Änderung der TRBA 220 "Abwassertechnische Anlagen: Schutzmaßnahmen" 
 
Am 10. November 2025 wurde die Technische Regel für Biologische Arbeitsstoffe (TRBA) 220 "Abwasser-
technische Anlagen: Schutzmaßnahmen" geändert. Die TRBA 220 ist eine von vielen Technischen Regeln, 
die vom Bundesministerium für Arbeit (BMAS) und Soziales in Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) erarbeitet wurde. 
 
Alle notwendigen Dokumente zur TRBA 220 finden Sie hier auf der Webseite der BAuA. 
 
Quelle: BAuA 
 
 
CLP: Praktische Umsetzung der neuen Anforderungen bei der Einstufung von Stoffen mit mehr als 
einem Bestandteil (MOCS) 
 
Die Revision der CLP-Verordnung (EU) 2024/2865 bringt wesentliche Änderungen für die Einstufung von Stof-
fen mit mehr als einem Bestandteil (MOCS). Ein Helpdesk Fokus der BAuA erklärt die neuen rechtlichen An-
forderungen und deren praktische Umsetzung. 
 
Im Mittelpunkt steht, wann Informationen über einzelne Bestandteile vorrangig verwendet werden müssen, in 
welchen Fällen Daten über den gesamten Stoff ergänzend herangezogen werden dürfen und welche Ausnah-
men - etwa für pflanzliche Stoffe - gelten. Die Publikation bietet Herstellern, Importeuren und nachgeschalteten 
Anwendern eine fundierte Orientierung zur Anwendung der angepassten Einstufungslogik. 
 
Allgemeine Informationen zur CLP-Verordnung finden sich hier auf der Webseite der BAuA. 
 
Quelle: BAuA 

https://www.verpackungsregister.org/stiftung-und-behoerde/mindeststandard#c485
https://www.dihk.de/resource/blob/128168/a5682083c196b98fbc86d2e49d57af05/klima-dihk-merkblatt-verpackungsverordnung-ppwr-data.pdf
https://www.verpackungsregister.org/stiftung-und-behoerde/presse-medienbereich/newsdetail/mindeststandard-2025-veroeffentlicht
https://ewkf-strapi-v2.germanywestcentral.cloudapp.azure.com/uploads/EWKF_Vw_V_Einfuehrung_Mengeschwelle_500g_9a45bd49b7.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/themen/uba-fuehrt-500-gramm-schwelle-fuer
https://www.umweltbundesamt.de/themen/uba-fuehrt-500-gramm-schwelle-fuer
https://www.einwegkunststofffonds.de/de
https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/TRBA/TRBA-220?nn=e1d541a2-07fc-48eb-a882-1aee9c348775
https://www.baua.de/DE/Angebote/Publikationen/Fokus/Einstufung-MOCS
https://www.baua.de/DE/Themen/Chemikalien-Biostoffe/Chemikalienrecht/CLP
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Batterierecht-Durchführungsgesetz (BattDG) in Kraft getreten, altes Batteriegesetz abgelöst 
 
Das neue Batteriegesetz-Durchführungsgesetz (BattDG) ist am 07. Oktober 2025 in Kraft getreten und hat 
das bisherige Batteriegesetz (BattG) abgelöst. 
 
Trotz der EU-Batterieverordnung (EU-BattVO) war ein neues deutsches Batteriegesetz (BattDG) notwendig, 
da das BattDG die EU-Verordnung in Deutschland umsetzt und spezifische nationale Regelungen, wie Zu-
ständigkeiten und Sanktionsrahmen, festlegt. Die EU-BattVO gilt zwar unmittelbar in Deutschland, aber das 
BattDG ergänzt sie und schafft einen rechtlichen Rahmen für die nationale Umsetzung. 
 
Im Unterschied zur bisherigen Gesetzgebung gibt es einen „Double Layer“ an Regularien, die vor allem aus 
der EU-Batterieverordnung 2023/1542 entstehen, welche an sich bereits seit Februar 2024 direkt in allen EU-
Ländern direkt gilt. Das BattDG spezialisiert, ergänzt oder entfernt diese Vorgaben. Einige Beispiele: 

• Die Rolle und Beleihung der Stiftung EAR als quasi-staatliche Organisation zur Verwaltung bestimmter 
Prozesse (Registrierung, OfH-Zulassung usw.) wird definiert, 

• Der Sanktionsrahmen für Verstöße gegen die Batterieverordnung bzw. das BattDG wird beschrieben, 

• Die Einführung eines Visible Fee (=separate Ausweisung der EPR-Kosten am Verkaufspreis) in 
Deutschland wird verhindert, 

• Die Rücknahme alter Industrie-, Starter- und Elektrofahrzeugbatterien wird abweichend über eine Art 
Abholkoordination durch die Stiftung EAR organisiert, 

• Elektronische Marktplätze müssen Händler auf ihrer Plattform nicht hinsichtlich der deutschen EPR-
Compliance für Batterien überwachen und sanktionieren, 

• Für Starterbatterien (und aktuell nur für jene) wird unabhängig vom chemischen System in Deutsch-
land weiterhin ein Pfand in Höhe von 7,50 Euro angesetzt. 

 
Quelle: DIHK und www.batteriegesetz.de 
 
 
Chemikaliengesetz: Kabinett beschließt Anpassung an die neue F-Gase-Verordnung 
 
Das Bundeskabinett hat den Regierungsentwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Chemikalienge-
setzes beschlossen. Damit sollen die erweiterten Anforderungen der neuen F-Gase-Verordnung in nationales 
Recht umgesetzt werden. Darunter fallen insbesondere die erweiterten Verbote des Bereitstellens und Inver-
kehrbringens bestimmter Erzeugnisse und Einrichtungen, die unter die EU-F-Gas-Verordnung fallen. Der Ge-
setzesentwurf geht nun in das parlamentarische Verfahren. 
 
Mit dem Kabinettsbeschluss vom 05. November 2025 wird das Chemikaliengesetz an die neue EU-F-Gase-
Verordnung angepasst. Damit werden die bisherigen nationalen Verbote § 12i bis §12k neu gefasst. Die eu-
ropaweit direkt geltenden Verbote der EU-Verordnung wurden ebenso wie die Kennzeichnungspflicht nach § 
12i Absatz 5 teilweise gestrichen. Konkretisiert werden die Verbote der Bereitstellung von vorbefüllten Erzeug-
nissen und Einrichtungen, die keine Quotenzuteilungen erhalten haben. Zudem werden die Sanktionsbestim-
mungen verschärft: Nunmehr können Behörden schwerwiegende oder wiederholte Verstöße mit einer vo-
rübergehenden Suspendierung vom Verkehr mit F-Gasen ahnden. 
 
In § 16f Absatz f wird die Informationspflicht von Lieferanten in die sogenannte SCIP-Datenbank um einen 
Datenpunkt reduziert: Der "Grund für die Aufnahme des Stoffes in die Liste nach Artikel 59 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1907/2006" muss nicht mehr angegeben werden. 
 
 
Anmerkung: Der Gesetzesentwurf enthält nicht die mit der Änderung der Chemikalien-Klimaschutzverord-
nung geplanten Anpassungen der Sachkundeanforderungen an Tätigkeiten mit F-Gasen. Dieser ist ebenfalls 
zeitnah geplant. 
 
Der Gesetzesentwurf wurde dem Bundesrat zur Beratung zugeleitet und muss noch vom Bundestag beschlos-
sen werden. Die Länder müssen ihm nicht zustimmen. 
 
Quelle: DIHK 

https://www.gesetze-im-internet.de/battdg/BJNR0E90B0025.html
http://www.batteriegesetz.de/
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2025/0601-0700/645-25.pdf
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EUROPÄISCHE UNION 
 
 
ETS 2: Verschiebung auf das Jahr 2028 – Vorschlag der EU-Kommission 
 
Der EU-Emissionshandel 2 (ETS 2) soll von 2027 auf 2028 verschoben werden. Rechtlich soll dies über einen 
Beschluss über die Marktstabilitätsreserve erfolgen. 
 
Damit soll auch die Preisentwicklung im ETS 2 zu verstetigt und frühe Investitionen in CO2-arme Lösungen 
der Gebäude- und Verkehrssektoren sollen ermöglichen werden. Der Beschluss wird nun von dem EU-Parla-
ment sowie dem Rat der EU verhandelt. 
 
Am 27. November 2025 hat die EU-Kommission mit dem Entwurf eines Beschlusses zur MSR die rechtliche 
Grundlage für die Verschiebung des ETS 2 vorgelegt. 
 
Zentrale Inhalte des Vorschlages sind: 

• Stabilisierende Maßnahmen, falls der ETS 2 Preis 45 EUR / Tonne in einer Anfangsphase überschrei-
tet. 

• Verlängerung der Gültigkeit der Zertifikate über den 31. Dezember 2030 hinaus, wodurch insgesamt 
bis zu 600 Millionen Zertifikate durch die Reserve freigeben werden können, um die Preise zu stabili-
sieren. 

• Aktivierung der Marktstabilitätsreserve (MSR), wenn das Zertifikatsvolumen zwischen 210-260 Millio-
nen beträgt. 

• Frontloading & Investitionen: vorgezogene Auktionen, damit frühe Investitionen ab 2027 getätigt wer-
den können. Zusätzlich soll eine „ETS2 Frontloading Facility“ durch die Europäische Investitionsbank 
(EIB) für Mitgliedstaaten „bald“ an den Start gehen. Durch eine vorzeitige Bereitstellung von Einnah-
men aus dem ETS 2 sollen laut EU-Kommission in den Jahren 2026-2027 in einer Höhe bis zu 6 Mrd. 
EUR bereitgestellt werden. 

 
Die Änderungen an dem ETS 2 könnten auf den Weg üben den MSR-Beschluss ohne eine Revision der ETS 
2-Richtlinie vorgenommen werden. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Umweltrat: EU-Klimaziel 2040 und Absichtserklärung eines indikativen Ziels bis 2035 
 
Am 18. September 2025 diskutierten die EU-Umweltminister über das ehrgeizige 2040-Klimaziel: eine ver-
bindliche Reduktion der Treibhausgasemissionen um 90 Prozent bis 2040. Im Fokus standen nicht nur ökolo-
gische Ziele, sondern auch die wirtschaftliche Transformation und globale Wettbewerbsfähigkeit der europäi-
schen Industrie. 
 
Gleichzeitig einigte sich der Rat auf ein indikatives Ziel für 2035 für die Klimakonferenz COP 30, das eine 
Emissionsreduktion zwischen 66,25 Prozent und 72,5 Prozent vorsieht. 
 
Zentral für den Umweltministerrat der EU war die geplante Anpassung des Europäischen Klimagesetzes, das 
ein verbindliches Netto-Treibhausgasreduktionsziel von 90 Prozent bis 2040 (im Vergleich zu 1990) vorsieht. 
Dieses Zwischenziel soll den Weg zur Klimaneutralität bis 2050 ebnen – und stellt gleichzeitig eine wichtige 
Entscheidung für die europäische Wirtschaft dar. Die Diskussionen konzentrierten sich auf den Fortschritt der 
Verhandlungen und die Ausgestaltung eines zukunftsfähigen politischen Rahmens, der Mitgliedstaaten er-
möglicht, die ambitionierten Ziele zu erreichen, ohne ihre wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit zu gefährden. 
 
Ein wichtiges Element der Debatte war die Frage, wie die EU die internationale Wettbewerbsfähigkeit ihrer 
Industrien sichern kann, ohne Klimaziele zu opfern. Die dänische Ratspräsidentschaft präsentierte einen Fort-
schrittsbericht, der neue Flexibilitätsmechanismen vorschlägt – etwa die stärkere Berücksichtigung nationaler 
Gegebenheiten und die Eindämmung von Carbon Leakage, also der Abwanderung von CO₂-intensiven Pro-
duktionsstätten in Länder mit weniger strengen Klimavorgaben. Diese Anpassungen sollen sicherstellen, dass 
europäische Unternehmen im globalen Wettbewerb nicht benachteiligt werden, während sie gleichzeitig ihre 
Emissionen reduzieren. 

https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/env/2025/09/18/


IHK-Umweltinfo Dezember 2025 13 

 
Die Minister betonten die Notwendigkeit eines robusten politischen Rahmens, der den Übergang zur Kli-
maneutralität unterstützt. Offene Punkte bleiben jedoch die Rolle internationaler CO₂-Zertifikate und die An-
rechnung natürlicher Kohlenstoffsenken (wie Wälder oder Moore) auf die Bilanzierung der Emissionsziele. 
Hier gilt es, klare Regeln zu schaffen, die sowohl ökologisch wirksam als auch wirtschaftlich tragfähig sind. 
 
Parallel zum 2040-Ziel verabschiedeten die Minister eine Absichtserklärung zur EU-Klimabeitragsaktualisie-
rung (Nationally Determined Contribution, NDC). Diese sieht vor, dass die EU vor der UN-Klimakonferenz 
COP30 (10. bis 21. November 2025, Brasilien) ein aktualisiertes NDC einreicht – inklusive eines indikativen 
Reduktionsziels für 2035 zwischen 66,25 Prozent und 72,5 Prozent. Die Erklärung unterstreicht die EU-weite 
Verpflichtung zum Pariser Abkommen und solle ein klares Signal an die internationale Gemeinschaft senden, 
Klimaschutz weiterhin ernst zu nehmen, ohne die wirtschaftliche Stabilität aus den Augen zu verlieren. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Strategie für eine globale saubere und resiliente Transformation 
 
Die EU-Kommission hat vor der Weltklimakonferenz, der COP30 in Brasilien, eine neue globale Klima- und 
Energievision vorgestellt, die ihre Führungsrolle in der weltweiten Transformation hin zu einer sauberen und 
widerstandsfähigen Wirtschaft festigen soll. Im Mittelpunkt stehen Diplomatie, faire Standards und der Ausbau 
sauberer Technologien, um sowohl die EU-Klimaziele als auch die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit zu 
stärken. 
 
Die Strategie baut auf dem "Clean Industrial Deal" auf, der im Februar 2025 eingeführt wurde, und erweitert 
dessen Ansätze auf die globale Ebene. Ein zentrales Ziel der Vision ist es, die Produktionskapazität der EU 
für saubere Technologien auf 15 Prozent des weltweiten Marktes zu steigern. Gleichzeitig soll die Energieun-
abhängigkeit durch den weiteren Ausbau erneuerbarer Energien gesichert werden – 2024 stammten bereits 
48 Prozent des EU-Stroms aus Erneuerbaren. Die Investitionen in saubere Energie sind seit 2015 um 111 
Prozent gestiegen, was die Dynamik des Wandels unterstreicht. Um diese Entwicklung zu beschleunigen, 
setzt die EU auf kooperative Formate, darunter bilaterale Partnerschaften, multilaterale Allianzen, die Ele-
mente von Klimaclubs beinhalten. Letztere werden auch von der DIHK befürwortet. Die DIHK betont, dass 
solche Klimaclubs eine effektive Plattform bieten, um gemeinsame Standards zu entwickeln, Technologie-
transfer zu fördern und faire Wettbewerbsbedingungen zu schaffen – allesamt entscheidend für die Akzeptanz 
und den Erfolg der globalen Energiewende. 
 
Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der CO2-Bepreisung, die als zentrales Instrument zur Reduzierung von 
Emissionen und zur Förderung von Innovationen gilt. Die EU unterstützt Partnerländer bei der Einführung 
entsprechender Systeme und setzt sich für eine globale Harmonisierung ein. Zudem werden Handelsabkom-
men und grüne Allianzen genutzt, um resiliente Wertschöpfungsketten aufzubauen und europäische Unter-
nehmen bei der Erschließung neuer Märkte zu unterstützen. Die Global Gateway-Investitionsplattform spielt 
dabei eine Schlüsselrolle, indem sie gemeinsame Projekte außerhalb der EU fördert und die Nachfrage nach 
europäischen Clean-Tech-Lösungen steigert. 
 
Die Strategie unterstreicht auch die Verknüpfung von Klimaschutz und Sicherheit. Die EU engagiert sich in 
internationalen Foren wie den Vereinten Nationen und der NATO, um die Auswirkungen des Klimawandels 
auf Stabilität und Resilienz zu adressieren. Gleichzeitig wird der Kampf gegen Desinformation zum Klimawan-
del intensiviert, um eine faktenbasierte Debatte zu gewährleisten. 
 
Mit dieser Initiative positioniert sich die EU als Partner für eine globale Energiewende – offen für Kooperatio-
nen, regelbasiert und wirtschaftsorientiert. Die Frage bleibt, wie schnell und effektiv die geplanten Maßnahmen 
umgesetzt werden können und ob die anvisierten Kooperationsformate tatsächlich den erhofften Schub für 
europäische Unternehmen bringen werden. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Emissionshandel: Einigung über die Berechnung von Verkehrsemissionen 
 
Der Europäische Rat der EU und das EU-Parlament erzielten am 05. November 2025 eine vorläufige Einigung 
über die CountEmissions EU-Verordnung, die eine einheitliche Methode zur Berechnung von Treibhaus-
gasemissionen (THG) im Personen- und Güterverkehr einführt. 
 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_25_2389
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Die Berechnung basiert auf dem „Well-to-Wheel“-Prinzip, das sämtliche Emissionen von der Kraftstoffproduk-
tion bis zur Nutzung erfasst. So soll künftig einheitlich ermittelt werden können, wie klimafreundlich Transport-
leistungen sind – unabhängig davon, ob sie auf der Straße, der Schiene, in der Luft oder auf dem Wasser 
erbracht werden. 
 
Die Berechnung ist grundsätzlich freiwillig. Allerdings müssen Unternehmen, die Emissionsdaten veröffentli-
chen – etwa in Nachhaltigkeitsberichten, Verträgen, Werbematerialien oder im Rahmen anderer EU-rechtli-
cher Vorgaben – diese nach der CountEmissionsEU-Methode auf Basis des internationalen Standards EN 
ISO 14083:2023 berechnen. 
 
Zur Unterstützung sollen Unternehmen künftig auf zwei kostenlose EU-Datenbanken und ein Emissionsbe-
rechnungstool zugreifen können, die gemeinsam mit der EU-Umweltagentur entwickelt werden. Damit werden 
sie den CO2-Fußabdruck ihrer Transporte einheitlich berechnen und transparent kommunizieren können, etwa 
gegenüber Kunden oder öffentlichen Auftraggebern. Größere Unternehmen müssen ihre Angaben von unab-
hängigen Stellen prüfen lassen, während kleinere Betriebe von dieser Pflicht ausgenommen sind. 
 
Um den Aufwand insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) zu begrenzen, wird die EU-Kom-
mission verpflichtet, innerhalb von vier Jahren ein kostenloses, benutzerfreundliches und öffentlich zugängli-
ches Berechnungstool sowie ein praxisnahes Handbuch zur Anwendung der Regeln bereitzustellen. 
 
Der erzielte Kompromiss muss nun noch vom Europäischen Rat und vom EU-Parlament formell bestätigt wer-
den, bevor die Verordnung in Kraft treten kann. 
 
Mögliche Erweiterung auf Lebenszyklusanalyse 

Das EU-Parlament setzte sich für einen umfassenderen Ansatz ein, der den gesamten Lebenszyklus von 
Verkehrsmitteln einbezieht – einschließlich der Emissionen aus Herstellung, Wartung und Recycling. Im Rah-
men der Einigung wurde festgelegt, dass die Europäische Kommission innerhalb von vier Jahren nach Inkraft-
treten der Verordnung bewerten soll, ob und wie die Berechnungsmethode um eine Lebenszyklusanalyse 
erweitert werden kann. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Low-Carbon Fuels Delegated Act (LCF DA) im Amtsblatt der EU veröffentlicht 
 
Der Delegated Act zum kohlenstoffarmen Wasserstoff (LCF DA) wurde am 21. November 2025 im Amtsblatt 
der EU veröffentlicht. Der LCF DA schafft Rechtsklarheit und ist entscheidend für die Investitionssicherheit 
sowie die Erreichung der Klimaziele im Rahmen der EU-Wasserstoffstrategie. Dazu legt der DA die Methodik 
zur Berechnung der THG-Einsparungen für verschiedene Wasserstoff-Produktionspfade fest. 
 
Als kohlenstoffarmer Wasserstoff gilt Wasserstoff, der gemäß Art. 2 der Richtlinie (EU) 2024/1788 folgendes 
ermöglicht: 

• Mindestens 70 Prozent THG-Einsparung gegenüber dem fossilen Referenzwert (94 gCO₂eq/MJ, RED 
III). 

• Daraus ergibt sich ein maximaler Lebenszyklus-Emissionswert von 28,2 gCO₂eq/MJ. 
 
Diese Methodik berücksichtigt die gesamten Lebenszyklus-Emissionen, das bedeutet inkl. 

• Upstream-Emissionen, 

• Methan-Leckagen, 

• Indirekte Emissionen (bspw. aus dem Transport oder aus der Verarbeitung) und 

• tatsächliche CO₂-Abscheideraten. 
 
Dies betrifft folgende Formen/Farben des Wasserstoffs: 

• Blauer Wasserstoff (aus Erdgas mit CCS), 

• Elektrolytischer Wasserstoff (Strom aus dem Netz, inkl. Kernenergie), 

• Wasserstoff aus Methan-Pyrolyse. 
 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202502359
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Die Verordnung erkennt vier Berechnungsmethoden für die THG-Einsparungen an, einschließlich der Nutzung 
von niedrigem Emissionsstrom aus Kernenergie. 
 
Nach erfolgreicher Überprüfung durch das EU-Parlament und den Europäischen Rat (bis 10. November) tritt 
die Verordnung in 20 Tagen in Kraft. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Kommission stellt Sustainable Transport Investment Plan (STIP) vor 
 
Die EU-Kommission hat am 05. November 2025 den Sustainable Transport Investment Plan (STIP) zur Markt-
hochlauf CO₂-armer Kraftstoffe im Luft- und Seeverkehr vorgestellt. Die Initiative dient als Fahrplan für Inves-
titionen in nachhaltige Technologien und Infrastruktur. 
 
Bis 2035 sollen rund 100 Milliarden Euro an öffentlichen und privaten Investitionen für die Produktion nach-
haltiger Flug- und Schiffskraftstoffe mobilisiert werden. Ziel ist die Entwicklung von 20 Millionen Tonnen nach-
haltiger Kraftstoffe, bestehend aus 13,2 Millionen Tonnen Biokraftstoffen und 6,8 Millionen Tonnen E-Fuels – 
um damit die Vorgaben der ReFuelEU Aviation- und FuelEU Maritime-Verordnungen zu erfüllen. 
 
Kurzfristig stehen bereits 3,4 Milliarden Euro aus EU-Mitteln bereit, davon 2,9 Milliarden Euro aus bestehenden 
Programmen wie dem Innovationsfonds, Horizon Europe, InvestEU, und der Europäischen Wasserstoffbank 
zur Förderung wasserstoffbasierter Kraftstoffe für Luft- und Seeverkehr. Weitere 500 Millionen Euro sind für 
eine Pilotauktion für nachhaltige Flugkraftstoffe (SAF) vorgesehen. Darüber hinaus plant die Kommission den 
Start eines Pilotprojekts „eSAF Early Movers Coalition“, das bis Ende dieses Jahres 500 Millionen Euro für 
synthetische Flugkraftstoffprojekte mobilisieren soll. Ergänzend soll ein neuer Mechanismus geschaffen wer-
den, der Kraftstoffproduzenten und Abnehmer miteinander vernetzt, um Erlössicherheit zu gewährleisten und 
Investitionsrisiken zu verringern. 
 
Neben der finanziellen Dimension zielt der STIP auch darauf ab, regulatorische Hürden für Fluggesellschaften 
und Reedereien abzubauen. Dies soll es den Unternehmen ermöglichen, Ressourcen verstärkt in Innovation, 
Effizienzsteigerung und nachhaltige Geschäftsmodelle umzulenken. 
 
Die angekündigten Mittel decken den tatsächlichen Investitionsbedarf nicht, aber der STIP könne eine An-
schubwirkung entfalten: Projekte „de-risken“ und privates Kapital anziehen. Für einen nachhaltigen Markthoch-
lauf sind jedoch vor allem niedrigere Produktionskosten, langfristige Planungssicherheit sowie größere Flexi-
bilität, etwa eine Ausweitung von SAF-Allowances für Fluggesellschaften, entscheidend. 
 
Den Sustainable Transport Investment Plan finden Sie hier. Ein zusammenfassendes Factsheet hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Energierat: Ausstieg aus russischen Energieimporten und Elektrifizierung 
 
Am 20. Oktober 2025 hat sich der EU-Energierat auf die schrittweise Beendigung russischer Gasimporte ge-
einigt. Diskutiert wurde auch die Elektrifizierung als Schlüssel für Wettbewerbsfähigkeit und Klimaneutralität. 
Die Beschlüsse zielen auf eine stärkere Energiesouveränität ab sowie auf potenzielle zukünftige politische 
Maßnahmen, die klare Signale für Investitionen in Technologien und Infrastruktur setzen sollen. 
 
Der Energieministerrat erzielte eine Allgemeine Ausrichtung für die Verordnung "RePowerEU". Diese sieht ein 
rechtsverbindliches Verbot für russisches Pipelinegas und Flüssigerdgas (LNG) vor, das ab 25. April 2026 für 
kurzfristige Verträge greift und ab dem 01. Januar 2028 vollständig in Kraft tritt (Betroffen wären Verträge, die 
vor dem 17. Juni 2025 geschlossen wurden, einschließlich Pipeline- und LNG-Lieferungen). Zudem wurden 
strengere Kontrollen zur Herkunft von Gas eingeführt, während gleichzeitig die Genehmigungsverfahren für 
Importe aus Drittländern vereinfacht werden, sofern diese bestimmte Kriterien erfüllen – etwa ein bestehendes 
Verbot für russische Gasimporte oder fehlende Infrastruktur für solche Lieferungen. Mit dieser Einigung kann 
der Ratsvorsitz nun in Verhandlungen mit dem EU-Parlament eintreten, um eine endgültige Fassung der Ver-
ordnung festzulegen. 
 
Ein weiterer zentraler Punkt der Beratungen war die Rolle der Elektrifizierung für die Wettbewerbsfähigkeit 
und Dekarbonisierung der europäischen Wirtschaft. Die Minister diskutierten, wie die Elektrifizierung als 
Schlüssel für einen sauberen und wettbewerbsfähigen Wandel genutzt werden könne. Die Ergebnisse dieser 

https://ec.europa.eu/transparency/documents-register/detail?ref=COM(2025)664&lang=de
https://transport.ec.europa.eu/document/download/533b0754-4c83-4e3f-809f-2a9d305c2869_en?filename=stip_factsheet.pdf
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Debatte sollen in den von der EU-Kommission für Anfang 2026 geplanten Aktionsplan für Elektrifizierung ein-
fließen. 
 
Besonders hervorgehoben wurden die Chancen und Herausforderungen einer effizienten Elektrifizierung, ins-
besondere in der Industrie. Es ging dabei um die Frage, wie die EU einen Rahmen schaffen könne, der Anreize 
für die Elektrifizierung bietet und gleichzeitig die Flexibilität der Industrie stärkt, auf Preissignale und Nachfrage 
zu reagieren. Zudem wurde erörtert, welche Sektoren das größte Potenzial für eine schnelle Elektrifizierung 
bieten und wie diese gezielt unterstützt werden könnten. 
 
Die Diskussionen zeigten, dass die Mitgliedstaaten zwar die Notwendigkeit der Elektrifizierung anerkennen, 
jedoch betonten, dass diese wirtschaftlich tragfähig und an die nationalen Gegebenheiten angepasst sein 
müsse. Hohe Strompreise, Engpässe in der Netzinfrastruktur und Investitionslücken wurden als zentrale Her-
ausforderungen genannt. Als Lösungsansätze wurden marktbasierte Signale wie dynamische Strompreise, 
langfristige Verträge und staatliche Förderungen diskutiert. Zudem wurde die Bedeutung einer technologieof-
fenen Herangehensweise betont, die Erneuerbare Energien, Kernkraft und CO2-Abscheidungstechnologien 
(CCS) einschließt. 
 
Die dänische Ratspräsidentschaft betonte, dass die Elektrifizierung für die Dekarbonisierung und Wettbe-
werbsfähigkeit der EU unverzichtbar sei. Gleichzeitig müsse der Übergang stabil und vorhersehbar gestaltet 
werden, wobei die unterschiedlichen nationalen Ausgangslagen berücksichtigt werden müssten. Ein fairer 
Wettbewerb und klare Marktsignale seien entscheidend, um Investitionen zu fördern und die Industrie zu un-
terstützen. 
 
Die EU-Kommission unterstrich, dass die Elektrifizierung nicht nur für die Klimaziele, sondern auch für die 
wirtschaftliche Souveränität und Wettbewerbsfähigkeit Europas von zentraler Bedeutung sei. Es wurde darauf 
hingewiesen, dass Erneuerbare Energien bereits zwischen 2021 und 2023 erhebliche Kosteneinsparungen 
ermöglicht hätten. Zudem kündigte die EU-Kommission an, dass sie bald einen Plan für den Ausbau der Net-
zinfrastruktur vorlegen werde, der die grenzüberschreitende Vernetzung stärken und so jährlich erhebliche 
Einsparungen ermöglichen solle. Für den nächsten mehrjährigen Finanzrahmen seien bereits 30 Milliarden 
Euro für den Netzausbau vorgesehen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Kommission gründet Allianz für kritische Chemikalien 
 
Am 28. Oktober 2025 hat die EU-Kommission die Gründung der „Critical Chemicals Alliance“ angekündigt. Sie 
soll die wichtigsten Herausforderungen des Chemiesektors angehen und Organisationen der chemischen In-
dustrie und die EU-Kommission zusammenbringen. Unternehmen aus dem Chemiesektor können sich aktiv 
daran beteiligen. 
 
Ziel der Allianz ist die Stärkung der chemischen Industrie Europas. Dazu befasst sie sich mit den zentralen 
Themen des Sektors, wie drohenden Werksschließungen, Handelsstörungen sowie Investitionen in moderne 
Produktionskapazitäten. 
 
Die Initiative basiert auf dem 2025 verabschiedeten Aktionsplan für die chemische Industrie. Dieser zielt auf 
faire Wettbewerbsbedingungen, bezahlbare Energie, Innovation und Nachhaltigkeit. 
 
Die „Critical Chemicals Alliance“ richtet sich an Organisationen der chemischen Industrie und ist offen für 
Unternehmen, Verbände, Forschungseinrichtungen und zivilgesellschaftliche Akteure. Interessierte Organisa-
tionen können der Allianz beitreten – Voraussetzung ist die Unterzeichnung der Erklärung der Allianz. Mitglie-
der können an der Generalversammlung teilnehmen, die mindestens zweimal jährlich stattfindet. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Parlament: Bodenschutz, Mikroplastikreduktion und Chemikalienregulierung 
 
Das EU-Parlament hat am 23. Oktober 2025 Maßnahmen im Umwelt- und Chemikalienbereich verabschiedet. 
Dabei geht es um ein neues Gesetz zur Bodenüberwachung, neue Vorhaben zur Reduktion von Mikroplastik 
sowie die Verschiebung der überarbeiteten CLP-Verordnung. 
 

https://germany.representation.ec.europa.eu/news/eu-kommission-legt-plan-fur-starkung-der-chemischen-industrie-vor-2025-07-08_de
https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/CCA_apply
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Bodenschutz: 

Mit dem Soil Monitoring Law schafft die EU einen einheitlichen Rahmen zur Bodenüberwachung. Ziel der 
Richtlinie ist es, bis 2050 gesunde Böden in ganz Europa zu erreichen. Im Fokus stehen die Bodenresilienz, 
ein besserer Umgang mit kontaminierten Standorten und die Verringerung des Flächenverbrauchs – insbe-
sondere durch die Reduzierung der Bodenversiegelung. Dabei sollen die Mitgliedstaaten mit Unterstützung 
der Kommission den Zustand der Böden überwachen und bewerten. Für die Umsetzung der Richtlinie haben 
die Mitgliedstaaten nun drei Jahre Zeit. 
 
Mikroplastik: 

Die EU führt zudem neue Vorschriften zur Verringerung der Umweltverschmutzung durch Mikroplastik ein. Ziel 
ist es, die Menge an Mikroplastik in der Umwelt bis 2030 um 30 Prozent zu reduzieren. Unternehmen, die 
jährlich mehr als fünf Tonnen Kunststoffgranulat umschlagen, sollen künftig Risikomanagementpläne umset-
zen. Diese sollen Maßnahmen zur Verpackung, Schulung des Personals und zu geeigneter Ausrüstung ent-
halten, um die Freisetzung von Granulat zu verhindern. Bei Anlagen mit einer Jahresproduktion von mehr als 
1.500 Tonnen Pellets muss die Einhaltung der Pläne bei großen und mittleren Unternehmen regelmäßig durch 
einen unabhängigen Dritten zertifiziert werden. Bei kleinen Unternehmen mit derselben Jahresproduktion ist 
eine einmalige Zertifizierung erforderlich. Die Vorschriften betreffen auch Transportunternehmen an Land und 
auf See. Die meisten Regelungen treten in zwei Jahren in Kraft Kraft (ab Ende 2027), für den Seeverkehr 
gelten teilweise längere Übergangsfristen. 
 
CLP-Verordnung: 

Darüber hinaus hat das EU-Parlament den „Stop-the-clock“-Mechanismus für die CLP-Verordnung beschlos-
sen. Damit werden die neuen Vorschriften über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Chemi-
kalien um zwei Jahre auf den 01. Januar 2028 verschoben. Die Verschiebung der CLP-Verordnung ist Teil 
des „Omnibus VI“, das auf eine Vereinfachung der EU-Vorschriften für chemische Produkte abzielt. Im Rah-
men des Omnibus VI sollen auch die Fristen im Hinblick auf Neukennzeichnung, verbindliche Formatierungs-
anforderungen, Werbung, Fernabsatz und Kennzeichnung von Kraftstoffpumpen angepasst. Ziel ist es, der 
chemischen Industrie in der EU mehr Planungssicherheit zu geben und die Wettbewerbsfähigkeit des Sektors 
zu stärken. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Trilog-Einigung über prioritäre Stoffe und Umweltqualitätsnormen in Gewässern 
 
Der Europäische Rat und das EU-Parlament haben sich auf eine Überarbeitung der EU-Richtlinien zu Schad-
stoffen in Oberflächengewässern und Grundwasser geeinigt. Die Richtlinien enthalten Listen an prioritären 
Stoffen oder Umweltqualitätsnormen für Gewässer. Auch das Verschlechterungsverbot um Ausnahmen kon-
kretisiert. Der finale Text muss von Parlament und Rat noch formell beschlossen werden. 
 
Die Richtlinie zur Änderung der Wasserrahmenrichtlinie, der Grundwasserrichtlinie und der Richtlinie über 
Umweltqualitätsnormen nimmt neue Grenzwerte für bestimmte Schadstoffkonzentrationen in Gewässern auf. 
Sie geht auf einen Kommissionsentwurf aus dem Jahr 2022 zum sogenannten Null-Schadstoff-Ziel zurück. 
 
Ergänzt wurden unter anderem 25 Per- und Polyfluorierte Alkylsubstanzen (PFAS), Pestizide, Medikamenten-
rückstände und Bisphenol-A. Verschärfte oder geänderte Grenzwerte sollen bis 2033, die für neue Substanzen 
bis 2039 umgesetzt werden. Unter bestimmten Umständen sollen Verlängerungen bis 2045 zulässig sein. 
Neben den geänderten und neuen Schadstoffwerten ändern sich für die Mitgliedstaaten auch die Monitoring- 
und Berichtspflichten. Sie müssen die Richtlinien bis Dezember 2027 in nationales Recht umsetzen. 
 
Laut Pressemitteilung wird auch das Verschlechterungsverbot der Wasserrahmenrichtlinie geändert. Danach 
sollen vorübergehende Verschlechterungen ebenso wie die Verlagerung von Verschmutzung zulässig sein, 
wenn sich die Gesamtbelastung nicht verschlechtert. 
 
Unternehmen können indirekt durch die Richtlinien betroffen sein. So können die strengeren Grenzwerte die 
Zulassung das Einleiten in oder die Benutzung von Grund- oder Oberflächengewässer erschweren. Die Pres-
semitteilung des Europäischen Rates mit dem Text der vorläufigen Trilogeinigung finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 

https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20250407IPR27692/soil-monitoring-deal-with-council-on-new-eu-law-with-better-support-for-farmers
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20250407IPR27684/microplastics-deal-on-new-rules-to-reduce-plastic-pellets-losses
https://single-market-economy.ec.europa.eu/publications/simplification-certain-requirements-and-procedures-chemical-products_en
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2025/09/23/water-pollution-council-and-parliament-reach-provisional-deal-to-update-priority-substances-in-surface-and-ground-waters/?utm_source=brevo&utm_campaign=AUTOMATED%20-%20Alert%20-%20Newsletter&utm_medium=email&utm_id=3318
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SVHC: Kandidatenliste um einen Stoff erweitert 
 
Die EU-Chemikalienagentur ECHA hat Anfang November 2025 die Liste der „Kandidatenstoffe“ um einen wei-
teren Eintrag auf nunmehr 251 Stoffe erweitert. Neu aufgenommen wurde Decabromdiphenylethan (DBDPE), 
(EG-Nummer: 284-366-9, CAS-Nummer: 84852-53-9). 
 
Grund der Aufnahme: vPvB (sehr persistent und sehr bioakkumulativ) 
 
Einsatzgebiet: Flammschutzmittel 
 
Durch die Aufnahme von Stoffen in die Listen kann für Unternehmen eine Reihe von Informationspflichten 
entstehen. So sind Lieferanten nach Artikel 33 der REACH-Verordnung verpflichtet, Abnehmern Informationen 
zur sicheren Verwendung bereitzustellen, wenn SVHC-Stoffe mit einem Massenanteil größer als 0,1 Prozent 
in ihren Erzeugnissen enthalten sind. Auf Ersuchen sind auch Verbraucher zu informieren. Zudem besteht 
nach Artikel 7 für Hersteller oder Importeure eine Pflicht zur Notifizierung bei der ECHA und zur Eintragung in 
die SCIP Datenbank nach der Abfallrahmenrichtlinie. 
 
Zuvor waren Ende Juni 2025 drei Stoffe in die Liste der „Kandidatenstoffe“ aufgenommen worden. 
 
Die vollständige Liste finden Sie hier. 
 
Quelle: IHK Südlicher-Oberrhein 
 
 
Ankündigung: Konsultation zum PFAS-Beschränkungsvorschlag im Frühjahr 2026 
 
Die EU-Chemikalienagentur (ECHA) kündigt eine öffentliche Konsultation zum Entwurf der Stellungnahme 
ihres Ausschusses für sozioökonomische Analyse (SEAC) zur vorgeschlagenen EU-weiten Beschränkung von 
per- und polyfluorierten Alkylsubstanzen (PFAS) an. Die Konsultation soll kurz nach der SEAC-Sitzung im 
März 2026 beginnen und 60 Tage dauern. 
 
Der SEAC-Entwurf wird sich laut ECHA auf die sozioökonomischen Auswirkungen der vorgeschlagenen Be-
schränkung konzentrieren, insbesondere auf die Verfügbarkeit und Umsetzbarkeit von Alternativen zu PFAS 
in verschiedenen Sektoren. Die Bewertung gesundheitlicher und ökologischer Risiken erfolgt separat durch 
den Ausschuss für Risikobewertung (RAC). 
 
Strukturierte Beteiligung der Öffentlichkeit 

Die Konsultation wird in Form einer strukturierten Online-Umfrage durchgeführt, bei der sich Unternehmen 
beteiligen können. Die ECHA bittet, gezielte Informationen zu den Auswirkungen der PFAS-Beschränkung 
sowie zu möglichen Alternativen bereitzustellen. Vertrauliche Angaben werden entsprechend geschützt. Den 
Teilnehmenden wird empfohlen, sich im Voraus vorzubereiten und an dieser Konsultation teilzunehmen, um 
sicherzustellen, dass die endgültige Stellungnahme des SEAC zum Beschränkungsvorschlag wissenschaftlich 
fundiert und zweckdienlich ist. 
 
Unterstützung 

Es werden Leitlinien zur Verfügung gestellt, um eine zielgerichtete und verwertbare Beteiligung zu ermögli-
chen. Der genaue Starttermin der Konsultation wird im März 2026 bekannt gegeben. 
 
Hintergrund und weitere Schritte 

Der Vorschlag zur Beschränkung von PFAS wurde am 13. Januar 2023 von Behörden aus Dänemark, 
Deutschland, den Niederlanden, Norwegen und Schweden bei der ECHA eingereicht. Ziel ist es, PFAS-Emis-
sionen zu verringern und Produkte sowie Prozesse sicherer zu gestalten. Eine erste sechsmonatige Konsul-
tation fand bereits von März bis September 2023 statt. 
Nach Abschluss der neuen Konsultation wird SEAC voraussichtlich bis Ende 2026 seine endgültige Stellung-
nahme verabschieden. Damit wäre die wissenschaftliche Bewertung durch die ECHA-Gremien abgeschlos-
sen. Die endgültige Entscheidung über die Beschränkung trifft anschließend die EU-Kommission in Abstim-
mung mit den EU-Mitgliedstaaten. 
 
Quelle: DIHK 
 
 

https://www.ihk.de/karlsruhe/fachthemen/umwelt/umwelt-aktuell/archiv-umwelt2024/svhc-kandidatenliste-um-drei-stoffe-erweitert-6618010
https://echa.europa.eu/de/candidate-list-table
https://echa.europa.eu/de/-/echa-to-consult-on-pfas-draft-opinion-in-spring-2026
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PFAS: Beschränkung für Feuerlöschschäume veröffentlicht 
 
Am 23. Oktober 2025 trat die „Verordnung (EU) 2025/1988 vom 02. Oktober 2025 zur Änderung des Anhangs 
XVII der REACH-Verordnung hinsichtlich per- und polyfluorierter Alkylsubstanzen in Feuerlöschschäumen“ in 
Kraft. 
 
Damit werden bereits bestehende Verbote bzgl. Feuerlöschschäumen für bestimmte fluorhaltige Stoffe (z. B. 
PFOA, PFOS) ergänzt. Es handelt sich bei der neuen Verordnung jedoch nicht um die vorgeschlagene weit-
reichende PFAS-Beschränkung, die PFAS generell in sehr vielen Anwendungsbereichen (über Feuerlöscher 
hinaus) reglementieren würde. 
 
Anhang XVII listet generell Verbote und Beschränkungen und ggf. Randbedingungen für Ausnahmen auf. Die 
hier im EU-Amtsblatt abrufbare neue Ziffer 82. gilt laut ihrer linken Spalte für „per- und polyfluorierte Alkylsub-
stanzen (PFAS), definiert als jeder Stoff, der mindestens ein vollständig perfluoriertes Methyl- (CF3-) oder 
Methylen- (CF2-)-Kohlenstoffatom enthält (ohne ein daran gebundenes H/Cl/Br/I).“ 
 
In der rechten Spalte wird zunächst im Absatz 1 festgelegt, dass diese PFAS ab dem 23. Oktober 2030 in 
Feuerlöschschäumen in einer Konzentration von mindestens 1 mg/l für die Summe aller PFAS weder in Ver-
kehr gebracht noch verwendet werden dürfen. In den folgenden Absätzen 2 bis 11 werden dann zum Teil 
kürzere Fristen bzw. Sonderregelungen formuliert. 
 
Dies betrifft insbesondere: 

• Absatz 4: Gereinigte Ausrüstung mit Ausnahme von tragbaren Feuerlöschern, in der zuvor fluorhaltige 
Löschschäume enthalten waren 

• Absatz 5: Inverkehrbringen von tragbaren Feuerlöschern nur noch bis 23. Oktober 2026 bzw. im Fall 
von alkoholbeständigen Feuerlöschschäumen bis 23. April 2027 bzw. längere Fristen im Bereich Luft-
fahrt, Schifffahrt, Offshore-Anlagen 

• Absatz 6: Verwendung von (vor den jeweiligen Stichtagen in Verkehr gebrachten) Feuerlöschschäu-
men im Bereich der Ausbildung und Prüfung, bei Feuerwehren und bei tragbaren Feuerlöschern (je-
weils mit eigenen zusätzlichen Fristen, z. B. bei tragbaren Feuerlöschern bis Ende 2030) 

• Absatz 7: Zusätzliche Vorgaben (z. B. Managementplan) für die o. g. Ausnahmefälle Luft- und Schiff-
fahrt 

• Absatz 8 bis 10 führt Kennzeichnungspflichten ab 23. Oktober 2026 ein, Absatz 11 enthält Begriffser-
läuterungen. 

 
Die Änderungsverordnung ist hier in allen EU-Amtssprachen abrufbar. 
 
Quelle: IHK Südlicher Oberrhein 
 
 
POP-Verordnung: Aufnahme von Dechloran Plus 
 
Am 15. Oktober 2025 trat die neue „delegierte Verordnung (EU) 2025/1930 vom 15. Mai 2025 zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2019/1021 in Bezug auf Dechloran Plus“ in Kraft. Dieser Stoff fällt damit unter die Ver-
wendungs- und Inverkehrbringensverbote der „POP-Verordnung“. 
 
Die zugrundeliegende EU-Verordnung über persistente organische Schadstoffe (persistent organic pollutants, 
„POP“) wird von Zeit zu Zeit um weitere Einträge ergänzt, die zuvor international beschlossen wurden („Stock-
holmer Übereinkommen“). Neu aufgenommen wurde nun Dechloran Plus (CAS-Nummern 13560-89-9 bzw. 
135821-03-3 bzw. 135821-74-8, EG-Nummer 236-948-9). 
 
Ausnahmen werden festgelegt vor allem für bestimmte medizinische Anwendungsfälle sowie für Ersatzteile, 
jeweils mit verschiedenen Übergangsfristen bzw. Randbedingungen. 
 
Die 5-seitige Änderungsverordnung ist hier im EU-Amtsblatt zu finden. 
 
Quelle: IHK Südlicher-Oberrhein 
 
 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202501988
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202501930
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Handlungsbedarf nach Änderung des EU-Abfallverzeichnisses 
 
Die EU-Kommission hat das europäische Abfallverzeichnis überarbeitet und zahlreiche neue Abfallschlüssel 
eingeführt – insbesondere im Bereich der Batterien. Grundlage ist der Delegierte Beschluss (EU) 2025/934, 
der am 20. Mai 2025 veröffentlicht und im August berichtigt wurde. Er gilt ab dem 09. Dezember 2026, doch 
schon jetzt sollten betroffene Unternehmen mit den nötigen Anpassungen beginnen. 
 
Denn die Änderungen betreffen eine Vielzahl rechtlicher und organisatorischer Bereiche – von Anlagengeneh-
migungen über Entsorgungsnachweise, Anzeigen und Erlaubnisse für Sammler/Beförderer/Händler/Makler 
von Abfällen bis hin zu Entsorgungsverträgen, Zertifikaten von Entsorgungsfachbetriebe und IT-Systeme 
(eANV, Abfallwirtschaftssystem etc.). Auch bestehende Abfallschlüssel ändern sich: So entfällt beispielsweise 
der Schlüssel 19 02 11* und wird durch 19 02 13* ersetzt, während die Schlüssel 20 01 33* und 20 01 34 
künftig wegfallen. 
 
Das Bundesumweltministerium plant, die Änderungen rechtzeitig in die deutsche Abfallverzeichnis-Verord-
nung (AVV) zu übernehmen. Dennoch sind die neuen Vorgaben schon jetzt unmittelbar rechtsverbindlich, da 
es sich um einen EU-Beschluss handelt. 
 
Betroffene Unternehmen – insbesondere im Bereich Batterieentsorgung – sollten daher frühzeitig prüfen, wel-
che Anpassungen notwendig sind, und diese bis spätestens Ende 2026 umsetzen. 
 
Weitere Informationen bietet die SAM Rheinland-Pfalz unter: https://sam-rlp.de/service/newsletter/ 
 
Quelle: SAM Rheinland-Pfalz, Newsletter 05.2025 
 
 
CBAM-Vereinfachungen in Kraft getreten 
 
Seit dem 20. Oktober 2025 ist die Verordnung (EU) 2025/2083, auch bekannt als „CBAM-Vereinfachungen“, 
offiziell in Kraft. Sie bringt zahlreiche Änderungen und Vereinfachungen im Rahmen des EU-Mechanismus zur 
CO₂-Grenzanpassung (CBAM – Carbon Border Adjustment Mechanism) mit sich. Ziel ist es, die administrati-
ven Anforderungen für Unternehmen zu reduzieren und gleichzeitig die Umweltwirksamkeit des CBAM sicher-
zustellen. 
 
Die wichtigsten Punkte: 

1. De-minimis-Ausnahme (50-Tonnen-Schwelle) 

Unternehmen, die in den Jahren 2025 und 2026 weniger als 50 Tonnen CBAM-Waren pro Jahr in die 
EU importieren, sind vollständig von der CBAM-Berichtspflicht befreit. Diese Ausnahme gilt nicht für 
Importe von Wasserstoff und Strom. Damit werden kleinere Marktteilnehmer deutlich entlastet – die 
EU schätzt, dass trotz der neuen Schwelle weiterhin rund 99 Prozent der importierten „grauen Emis-
sionen“ erfasst bleiben. 

2. Zulassungspflicht ab 2026 

Unternehmen, die mehr als 50 Tonnen CBAM-Waren pro Jahr importieren möchten, benötigen ab 
dem Jahr 2026 den Status „Zugelassener CBAM-Anmelder“. Der Antrag muss spätestens bis zum 31. 
März 2026 gestellt werden, um Sanktionen oder Importbeschränkungen zu vermeiden. 

3. Neuer Schwellenwert: Einzelmasse-basierter Schwellenwert (EbS) 

Ab sofort gilt der Einzelmasse-basierte Schwellenwert (EbS) als zentrale Bezugsgröße für die CBAM-
Pflicht. Unternehmen, deren jährliche CBAM-Warenimporte unterhalb des EbS liegen, sind vollständig 
von der CBAM-Pflicht befreit. Für die Jahre 2025 und 2026 beträgt der EbS 50 Tonnen. Wird dieser 
Schwellenwert im Laufe des Jahres überschritten, gilt die CBAM-Pflicht rückwirkend für sämtliche Im-
porte des betreffenden Jahres. 

4. CBAM-Zertifikate und Common Central Platform (CCP) 

Der Handel mit CBAM-Zertifikaten startet am 1. Februar 2027 über die neue Common Central Platform 
(CCP). Für Importe aus dem Jahr 2026 müssen jedoch bereits rückwirkend im Jahr 2027 Zertifikate 
beschafft und eingereicht werden. 

5. Berechnung der Emissionen und CO₂-Preise 

o EU-Vorprodukte (sog. Precursor) gelten künftig als emissionsfrei und werden bei der Emissions-
berechnung nicht berücksichtigt. 

https://sam-rlp.de/service/newsletter/
https://www.dehst.de/DE/Themen/CBAM/CBAM-Omnibus/cbam-omnibus_node.html
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o Bereits gezahlte CO₂-Preise entlang der Lieferkette können weiterhin angerechnet werden, sofern 
sie nachweisbar sind. 

o Für Fälle ohne vollständige Nachweise plant die EU die Einführung länderspezifischer Standard-
werte. 

6. Sanktionen 

Die Höhe der Sanktionen orientiert sich weiterhin an den Regeln des EU-Emissionshandels (aktuell 
rund 135 Euro pro nicht gemeldeter Tonne CO₂). Wird ohne Zulassungsstatus importiert, drohen er-
höhte Strafzahlungen – das Drei- bis Fünffache der regulären Sanktion. Eine Minderung ist möglich, 
wenn der Schwellenwert nur geringfügig überschritten wurde oder die Fehler nachweislich auf externe 
Stellen zurückzuführen sind. 

 
Fazit 

Mit der neuen Verordnung (EU) 2025/2083 schafft die EU mehr Klarheit und Planbarkeit für Unternehmen. 
 
Importeure sollten nun prüfen, 

• ob ihre Produkte unter den CBAM-Anwendungsbereich (Anhang I der Verordnung 2023/956) fallen, 

• welche Mengen sie jährlich importieren, und 

• ob ein Antrag auf Zulassung als CBAM-Anmelder erforderlich ist. 
 
Für Unternehmen unterhalb der 50-Tonnen-Grenze bedeutet die Änderung eine spürbare Entlastung – für alle 
anderen beginnt nun die konkrete Vorbereitung auf den Start des Zertifikatehandels im Jahr 2027. 
 
Quelle: DEHSt 
 
 
 
 

FÖRDERPROGRAMME / PREISE 
 
 
36. BundesUmweltWettbewerb (BUW) 
 
Der BUW ist ein vom Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMBFSFJ) ge-
förderter und jährlich am IPN in Kiel organisierter und durchgeführter Projektwettbewerb für Jugendliche und 
junge Erwachsene. Unter dem Wettbewerbsmotto „Vom Wissen zum nachhaltigen Handeln“ sind die Wettbe-
werbsteilnehmerinnen und -teilnehmer im Alter zwischen 10 und 20 Jahren aufgerufen, Themen mit Bezug zu 
Umweltschutz und nachhaltiger Entwicklung zu bearbeiten, entsprechende Fragestellungen zu untersuchen 
und Vorschläge zur Lösung von Umweltproblemen beim BUW einzureichen. Empfohlen wird der BUW von 
der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder (KMK). 
 
Die Anmeldung zum BUW und die Einreichung der Projektarbeit erfolgt bis zum 15. März 2026. Detaillierte 
Informationen über den Wettbewerb erhalten Sie unter www.bundesumweltwettbewerb.de. 
 
 
16. Deutscher Gefahrstoffschutzpreis (GSP) – Sicher. Besser. Arbeiten: Innovationen und Beispiele für 
die Arbeit mit Gefahrstoffen gesucht 
 
Viele Beschäftigte sind Gefahrstoffen am Arbeitsplatz ausgesetzt. Die Gefahrstoffverordnung und das techni-
sche Regelwerk bilden den rechtlichen Rahmen zum Umgang mit diesen Stoffen. Wir suchen Ihre guten Bei-
spiele, um Beschäftigte bestmöglich vor diesen Risiken zu schützen, und Lösungen, Innovationen oder prak-
tische Hilfestellungen aus den Arbeitsbereichen Industrie, Handwerk und Dienstleistung für den Praxistrans-
fer. 
 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird im Jahr 2026 zum sechzehnten Mal den Deutschen Ge-
fahrstoffschutzpreis in Höhe von 10.000 Euro verleihen. Unter dem Motto „Sicher. Besser. Arbeiten“ zeich-
nen wir neue Ideen und Anregungen aus, um Risiken zu vermeiden. Wir möchten diese öffentlich bekannt 
machen, damit weitere Unternehmen davon profitieren und Sicher. Besser. Arbeiten. können. 
 

http://www.bundesumweltwettbewerb.de/
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Ausgezeichnet werden insbesondere vorbildliche praktische Problemlösungen und Initiativen, die Beschäf-
tigte vor Gefahrstoffen schützen. 
 
Der Preis wird 2026 vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales verliehen und ist mit 10.000 Euro dotiert. 
Gesucht werden praktische Problemlösungen und Initiativen, die sich in die Maßnahmenhierarchie des 
„STOP-Prinzips“ einordnen: Substitution, technische und organisatorische Schutzmaßnahmen. 
 
Teilnahmeberechtigt sind Einzelpersonen, Gruppen, Organisationen und Unternehmen, insbesondere aus den 
Branchen Recycling, Bau, Chemie, Holz, Metall sowie Verkehr und Logistik. 
 
Bewerbungen sind bis zum 31. März 2026 einzureichen und müssen eine Beschreibung der Idee sowie der 
durchgeführten Maßnahmen enthalten. Weitere Informationen unter: www.gefahrstoffschutzpreis.de. 
 
Eine unabhängige Jury entscheidet über die Vergabe des Preises. Die Preisverleihung findet im Herbst 2026 
statt, und die prämierten Beiträge werden öffentlich präsentiert. 
 
Ansprechpartnerin: Frau Judith kleine Balderhaar von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin. 
 0231/90 71-2591,   gefahrstoffschutzpreis@baua.bund.de 
 
 
 
 

KURZ NOTIERT 
 
 
LkSG: BAFA stellt Prüfung von Berichten ein 
 
Die Berichtspflicht nach dem Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) soll rückwirkend entfallen. Das Bun-
deskabinett hat dazu einen Gesetzesentwurf beschlossen, der die Abgabe und Prüfung von Berichten über 
Sorgfaltspflichten abschafft. Schon jetzt hat das BAFA – das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, 
die zuständige Bundesbehörde für die Überwachung des LkSG – auf Weisung des Wirtschaftsministeriums 
die laufende Berichtskontrolle eingestellt. 
 
Auch die Bußgeldpraxis wird angepasst: Statt 13 Bußgeldtatbeständen soll es künftig nur noch vier geben, 
und Geldbußen werden nur noch bei schweren Verstößen – etwa gravierenden Menschenrechtsverletzungen 
– verhängt. 
 
Quelle: Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
 
 
Neues Impulspapier: Kreislaufwirtschaft als Zukunftsstrategie 
 
Gemeinsam mit der dena und dem Wuppertal Institut haben die Klimaschutz-Unternehmen ein Impulspapier 
zu Kreislaufwirtschaft veröffentlicht mit Fokus auf die Stahl-, Zement- und Kunststoffbranche als drei energie-
intensive Industrien. 
 
Eingeflossen sind Erfahrungen vom Kunststoffverarbeiter Pöppelmann und ZINQ, die Stahlteile verzinken und 
gegen Korrosion schützen. Beide Unternehmen arbeiten bereits mit zirkulären Geschäftsmodellen und ma-
chen mit beim Kooperationsprojekt Wege zum zirkulären Geschäftsmodell von Klimaschutz-Unternehmen und 
der Universität Kassel. 
 
Das Impulspapier zeigt politische und wirtschaftliche Handlungsmöglichkeiten, die Industrieunternehmen da-
bei unterstützen, ihre THG-Emissionen zu senken, Ressourcen effizienter zu nutzen und ihre Resilienz zu 
stärken. Es zeigt auch, welche Maßnahmen für ein Sofortprogramm für die Umsetzung der Nationalen Kreis-
laufwirtschaftsstrategie besonders wichtig wären. Hier gibt es das Papier zum Download. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

http://www.gefahrstoffschutzpreis.de/
mailto:gefahrstoffschutzpreis@baua.bund.de
https://www.bafa.de/DE/Lieferketten/Ueberblick/ueberblick_node.html
https://www.klimaschutz-unternehmen.de/ueber-uns/projekt-wege-zum-zirkulaeren-geschaeftsmodell
https://www.klimaschutz-unternehmen.de/aktuelles/aktuelle-nachrichten/artikel/kreislaufwirtschaft-als-zukunftsstrategie/?tx_news_pi1%5Bday%5D=8&tx_news_pi1%5Bmonth%5D=9&tx_news_pi1%5Byear%5D=2025&cHash=b15f505df754385c4458c2efc843348d
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VERANSTALTUNGSKALENDER 
 
 
Nachhaltigkeitsberichterstattung für KMU 
 
Die Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung steigen – gleichzeitig fehlen vielen mittelständi-
schen Unternehmen Zeit, Personal und Orientierung. Zwischen CSRD, VSME, Wesentlichkeitsanalyse und 
komplexen Datenerhebungen entsteht ein enormer Druck, der nicht selten dazu führt, dass Berichterstattung 
aufgeschoben oder nur unvollständig umgesetzt wird. 
 
Derweil zeigen aktuelle Studien: Unternehmen, die aktiv berichten, profitieren messbar – von Effizienzgewin-
nen über strategische Vorteile bis hin zu finanziellen Einsparungen. 
 
Mit unserer kostenfreien Veranstaltung am 22. Januar 2026 möchten wir Ihnen praktische, direkt umsetzbare 
Lösungen aufzeigen: 

• Wie KI-gestützte Software KMU hilft, ESG-Berichterstattung effizient und automatisiert umzusetzen. 

• Welche Hemmnisse im Mittelstand existieren – und wie sie durch einfache Branchen-KPI-Sets über-
wunden werden können. 

 
Zielgruppe: Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 
 
Datum & Ort: Donnerstag, 22. Januar 2026, 15:00 - 16:00 Uhr via MS Teams 
 
Anmeldung: Hier können Sie sich zur Veranstaltung anmelden. 
 
Quelle: Arbeitsgemeinschaft der Industrie- und Handelskammern Rheinland-Pfalz und Saarland 
 
 
Water Indonesia 2026 – 5. International Industrial an Wastewater Treatment Exhibition 
 
Vom 09. bis 12. September 2026 findet die Fachmesse Water Indonesia 2026 in Jakarta statt. Veranstalter ist 
"PT Pamerindo, part of Informa Markets". Träger der Messe ist die "Indonesian Water Association". MEREBO 
GmbH aus Hamburg ist für die internationale Beteiligung aus Europa und Australien zuständig. 

 
Water Indonesia umfasst die Bereiche Wasser-, Abwasser- und Recyclingtechnologien. Austragungsort ist 
das Jakarta International Expo Messegelände. Die Veranstalter erwarten 200 Aussteller sowie 8.000 Fachbe-
sucher. 

 
Interessierte Unternehmen wenden sich bitte an: MEREBO GmbH, Oehleckerring 2, 22419 Hamburg,  +49-

151-70197434,  frank@merebo.com, Internet www.waterindonesia.merebo.com. 
 
 
Jahresübersicht der saaris Weiterbildung: https://saaris.de/termine-veranstaltungen/ 
 
Für die Anmeldung zu den dort genannten Lehrgängen nehmen Sie bitte Kontakt auf mit: 
 
Frau Anja Schönberger,  (0681) 210 66 144,  anja.schoenberger@saaris.saarland. 

https://www.ihk-trier.de/p/Nachhaltigkeitsberichtserstattung_2026__von_KIAutomatisierung_bis_BranchenKPISet-9-28270.html
mailto:frank@merebo.com
http://www.waterindonesia.merebo.com/
https://saaris.de/termine-veranstaltungen/
mailto:anja.schoenberger@saaris.saarland

